
Erbbau. Erhöhung von Erbbauzinsen
Hinweis auf staatliches Recht

in: KA 117 (1974) 149-150, Nr. 280

Das Gesetz zur Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht vom 8.1.1974 hat für
die Erbbauzinserhöhung eine wesentliche Neuerung gebracht. Wegen der besonderen
Bedeutung bringen wir den zu beachtenden Gesetzestext allen Kirchenvorständen zur
Kenntnis:

Artikel 1

Die Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Januar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 72, 122),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes und
der Verordnung über das Erbbaurecht vom 30. Juli 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 910),
wird wie folgt geändert:

1. Nach § 9 wird folgende neue Vorschrift eingefügt:

§ 9a
(1) Dient das auf Grund eines Erbbaurechts errichtete Bauwerk Wohnzwecken,
so begründet eine Vereinbarung, dass eine Änderung des Erbbauzinses verlangt
werden kann, einen Anspruch auf Erhöhung des Erbbauzinses nur, soweit diese
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles nicht unbillig ist. Ein Erhö-
hungsanspruch ist regelmäßig als unbillig anzusehen, wenn und soweit die nach
der vereinbarten Bemessungsgrundlage zu errechnende Erhöhung über die seit Ver-
tragsabschluss eingetretene Änderung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse
hinausgeht.

Änderungen der Grundstückswertverhältnisse bleiben außer den in Satz 4 genannten
Fällen außer Betracht. Im Einzelfall kann bei Berücksichtigung aller Umstände,
insbesondere

1. einer Änderung des Grundstückswertes infolge eigener zulässigerweise bewirk-
ter Aufwendungen des Grundstückseigentümers oder

2. der Vorteile, welche eine Änderung des Grundstückswertes oder die ihr zugrun-
deliegenden Umstände für den Erbbauberechtigten mit sich bringen, ein über
diese Grenze hinausgehender Erhöhungsanspruch billig sein. Ein Anspruch auf
Erhöhung des Erbbauzinses darf frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit
Vertragsabschluss und, wenn eine Erhöhung des Erbbauzinses bereits erfolgt ist,
frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit der jeweils letzten Erhöhung des
Erbbauzinses geltend gemacht werden.
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(2) Dient ein Teil des auf Grund des Erbbaurechts errichteten Bauwerks Wohn-
zwecken, so gilt Absatz 1 nur für den Anspruch auf Änderung eines angemessenen
Teilbetrages des Erbbauzinses.

(3) Die Zulässigkeit einer Vormerkung zur Sicherung eines Anspruchs auf Erhöhung
des Erbbauzinses wird durch die vorstehenden Vorschriften nicht berührt.

2. § 21 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. eine dem § 20 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 entsprechende Tilgung vereinbart wird und.“

Artikel 2

(1) Für nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werdende Erbbauzinsen ist § 9a
der Verordnung über das Erbbaurecht in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 dieses
Gesetzes auch bei Vereinbarungen des dort bezeichneten Inhalts anzuwenden, die vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossen worden sind.

(2) Ist der Erbbauzins auf Grund einer solchen Vereinbarung vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes erhöht worden, so behält es hierbei sein Bewenden. Der Erbbauberech-
tigte kann jedoch für die Zukunft eine bei entsprechender Anwendung der in Absatz 1
genannten Vorschrift gerechtfertigte Herabsetzung dann verlangen, wenn das Bestehen-
bleiben der Erhöhung für ihn angesichts der Umstände des Einzelfalles eine besondere
Härte wäre.
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